
Antworten des SPD-Landesverbandes Rheinland-Pfalz: 

  

Zu 1. 

 
Im PsychKG von RLP sind Besuchskommissionen im Maßregelvollzug und in der 
Sozialpsychiatrie geregelt. Wie steht ihre Partei dazu, dass Betroffene/Peers nicht 
in allen Besuchskommissionen Mitglied sind? 
 
Unser Anspruch ist es, dass die jeweiligen Besuchskommissionen vollständig besetzt 
sind. Dazu gehört selbstverständlich auch die Peer-Group, deren Mitglieder in §15 
Absatz 1 Satz 2 des Landesgesetzes über Hilfen bei psychischen Erkrankungen 
(PsychKHG) auch rechtlich als solche festgelegt sind. Die Teilnahme von Betroffenen ist 
maßgeblich dafür, dass die Qualität und auch die Kontrolle der 
Unterbringungsbegebenheiten für die dort untergebrachten Menschen geprüft, 
sichergestellt und gegebenenfalls optimiert wird.  
Tatsächlich kommt es vor, dass zeitweise nicht in allen Besuchskommissionen Peer-
Group-Mitglieder vertreten sind und es auch zu anderen Vakanzen kommen kann. 
Gleichwohl hängt dies unseren Informationen zufolge damit zusammen, dass jedes 
Mitglied der Besuchskommission eine bestimmte Qualifikation nachweisen und zeitlich 
für diese Aufgabe verfügbar sein muss, da die Tätigkeit in der Besuchskommission 
ehrenamtlich ausgeübt wird. Die rechtliche Verantwortlichkeit für die Besetzung der 
Besuchskommissionen liegt bei den jeweiligen Stadträten der kreisfreien Städte oder 
der Kreistage der jeweiligen Landkreise, also in kommunaler Hand. Wir gehen davon 
aus, dass sich die Kommunen ihrer Verantwortung bewusst sind und mögliche 
Vakanzen, so schnell wie möglich, schließen, damit für eine Interessensvertretung alle 
notwendigen Kompetenzen gesichert sind. 
 
Zu 2. 
 
Wie steht Ihre Partei dazu, dass ein Unterschied in der Besuchskommission 
gemacht wird zwischen Unterbringung nach PsychKG und BGB? 
 
Die Unterschiede sind auf die jeweils anderslautenden Rechtsgrundlagen 
zurückzuführen. Die Unterbringung nach PsychKHG wird unter anderem zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und/oder bei einer Eigen-, bzw.  Fremdgefährdung von/durch 
psychisch Erkrankten vorgenommen. Bei der Unterbringung nach BGB ist die 
Gesetzesgrundlage §1906 nach BGB und stellt eine zivilrechtliche Maßnahme dar, die 
zumeist zum Schutz der Betroffenen selbst angeordnet wird. Die Zusammensetzung der 
Besuchskommission wird auch hier länderspezifisch in §15 Absatz 1 Satz 2 des 
Landesgesetzes über Hilfen bei psychischen Erkrankungen (PsychKHG) geregelt. Da es 



für die Unterbringung nach BGB keine spezifischen Vorschriften gibt, obliegt die 
Überwachung der Wahrung der Rechte der untergebrachten Personen den jeweils 
zuständigen Betreuern. Nach unseren Rückmeldungen nehmen sich die ordentlich 
eingesetzten Besuchskommissionen auch der Kontrolle der 
Unterbringungsgegebenheiten der Betroffenen an, die nach BGB untergebracht wurden, 
da die Unterbringung derjenigen Betroffenen meist auf gleichen Stationen stattfindet. 
Diese Handhabung unterstützen wir ausdrücklich.   
 
Zu 3. 
 
Wie steht ihre Partei zu einer Registrierung von Menschen mit psychischer 
Erkrankung bei den Ordnungsbehörden (Polizei, Ordnungsamt, etc.)? 
 
Eine solche Regelung lehnen wir entschieden ab. Die Diskussionen, die aufgrund einer 
geplanten Änderung des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) in anderen 
Ländern aufkamen, sind weder dem verfolgten Ziel dienlich noch spiegeln sie die 
Realität wider. Eine solche Regelung würde lediglich dazu führen, dass sich erkrankte 
Menschen aus Angst vor Stigmatisierung nicht mehr die Hilfe suchen, die sie dringend 
zu ihrer Genesung bräuchten. Dies hätte schlimme – für uns als SPD nicht tragbare – 
Folgen für die erkrankten Menschen. Vielmehr muss durch ein gutes Zusammenspiel 
von primärer und sekundärer Prävention, dem Ausbau der Versorgungsstrukturen, guten 
Ausbildungsmöglichkeiten, einer soliden Finanzierung von Projekten und 
Selbsthilfegruppen und einer guten Öffentlichkeitsarbeit eine Entstigmatisierung von 
psychischen Erkrankungen und Betroffenen voranagetrieben werden. Dafür setzen wir 
uns weiterhin ein. 
 
Zu 4. 
 
Was plant Ihre Partei zur Behebung der mangelhaften Versorgung von psychisch 
Erkrankten generell und im Speziellen im ländlichen Raum? 
 
Die Sicherstellung der bedarfsgerechten Versorgung von psychisch erkrankten 
Menschen stellt für uns eine wichtige Säule dar. Um die Versorgung von psychisch 
Erkrankten zu verbessern, ist es notwendig, dass – auch im Hinblick der Umsetzung der 
Krankenhausstrukturreform – eine bessere Vernetzung von stationären und ambulanten 
Angeboten ermöglicht wird. Dies umfasst auch, dass die Zugänge zu diesen ambulanten 
und stationären Angeboten für Erkrankte schnell, niedrigschwellig und ohne große 
bürokratische Hürden erreicht und in Anspruch genommen werden können. Neben 
unserem Anspruch bürokratische Hürden deutlich zu minimieren, setzen wir uns weiter 
dafür ein, dass die Anzahl der Sitze für Psychotherapeuten bei der Bedarfsplanung in 
Rheinland-Pfalz deutlich erhöht wird. Doch nicht nur der Ausbau der Anzahl der Sitze für 
Psychotherapeuten ist für die Versorgung notwendig. Zur Sicherung der Versorgung 



muss auch die Ausbildung von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
vorangetrieben werden. Hierzu muss von Seiten des Bundes die Lücke in der 
gesetzlichen Finanzierung der Weiterbildungsplätze in psychotherapeutisch 
arbeitenden Praxen und in Kliniken schnellstmöglich geschlossen werden. Dass diese 
Finanzierungslücke geschlossen wird, ist ein großes Anliegen der Landes- und der 
Bundes-SPD. Daher begrüßen wir ausdrücklich, dass auf Initiative der Mandatsträger 
der SPD auf Bundesebene dieser Sachverhalt in den aktuellen Koalitionsvertrag 
aufgenommen wurde. 
 
Zu 5. 
 
Die Selbsthilfe (sekundäre Prävention) ist ein wesentlicher Bestandteil der 
psychischen Gesundheitsvorsorge. Sie kann Wiederaufnahmen in die Kliniken 
vorbeugen und verdient Unterstützung aus psychiatrischer, psychologischer, 
sozialer, und politischer Sicht. Im SGB V wird die Prävention auf Primärprävention 
beschränkt. Wie stellt Ihre Partei sich die Einbeziehung von Menschen nach einer 
psychischen Erkrankung und die Finanzierung der sekundären Prävention vor? 
 
Das Wichtigste für Menschen mit psychischer Erkrankung ist, dass alle notwendigen 
und weiteren Schritte gemeinsam besprochen und in Absprache mit den Betroffenen 
vereinbart werden. Wir sehen hierbei die Notwendigkeit, dass sich in diesem Prozess 
alle Beteiligten in der jeweiligen Lebenswelt der Betroffenen einbringen, um eine gute 
und sichere Versorgungslage zu schaffen. Hierbei spielen diverse Faktoren eine Rolle. 
Einen großen Anteil muss hierbei eine gute Öffentlichkeitsarbeit leisten, um die 
Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen weiter voranzutreiben. Darüber 
hinaus müssen hierzu jegliche Ansätze von Präventionsmaßnahmen, seien es die 
primären oder die sekundären Präventionsmaßnahmen, greifen. Diese Maßnahmen 
unterstützen wir in jedem Umfang, denn sie sind unerlässlich und stellen eine wichtige 
Säule in der Unterstützung und im gesellschaftlichen Teilhabeprozess von Betroffenen 
dar. Wir setzen uns dafür ein, dass die bereits bestehenden sekundären 
Präventionsangebote, wie Selbsthilfe- und Kontaktgruppen, die ein wesentlicher 
Bestandteil in der ambulanten Versorgung von Betroffenen darstellen, gestärkt und 
ausgebaut werden.   
 
Zu 6. 
 
Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Inklusion von Menschen mit geistiger oder 
psychischer Erkrankung zunächst auf dem ersten Arbeitsmarkt stattfindet und 
nicht auf dem zweiten Arbeitsmarkt, insbesondere Behindertenwerkstätten? 
 
Grundsätzlich setzen wir uns als SPD für einen inklusiven Arbeitsmarkt in Rheinland-
Pfalz ein, den wir weiter ausbauen wollen. Ein inklusiver Arbeitsmarkt sichert die 



Teilhabechancen aller am Arbeitsleben. Eine vollumfängliche Inklusion am allgemeinen 
Arbeitsmarkt kann nur dann gelingen, wenn die unterschiedlichen Akteure - Politik, 
Verwaltung und Wirtschaft - gemeinsam mit den Beteiligten an einem Strang ziehen. Es 
gilt dabei, den vielfältigen Bedürfnissen gerecht zu werden. Ein Beispiel ist die 
Digitalisierung: Aus unserer Sicht ist es wichtig, auch Menschen mit geistigen und 
psychischen Erkrankungen einen Zugang zu digitalen Kompetenzen zu ermöglichen.  
 
Für viele Menschen mit Behinderungen oder Erkrankungen sind Werkstätten der Ort, an 
dem sie geeignete Maßnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten können. 
Werkstätten sind daher ein wichtiger Bestandteil der beruflichen Teilhabe. Aber für viele 
Menschen gibt es auch Alternativen zur Werkstatt. Deshalb teilen wir die Auffassung der 
Landesregierung, dass es durch Anpassung und Fortentwicklung der Angebote in den 
Werkstätten stärker gelingen muss, die Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
verbessern. Einige Werkstätten sind hier bereits auf einem guten Weg. Die Einrichtung 
von Integrationsassistentinnen und Integrationsassistenten zur Begleitung des 
Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, die Nutzung des Budgets für Arbeit, 
Praktika und Außenarbeitsplätze in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes sind in 
diesem Zusammenhang wichtige Instrumente. 

 


